
Methoden und Mitteln der Verteidigung, nidit aber aus 
den Folgen bestimmt. Bei der Prüfung, in welchem 
Verhältnis Abwehr und Angriff zueinander stehen, darf 
bei der nachträglichen Betrachtung nicht von den zu­
fällig eingetretenen Folgen der Verteidigungshandlung 
ausgegangen werden (OG, Urteil vom 17. Oktober 1969 
- 5 Zst 8/69 - NJ 1969 S. 746).
Es ist zwar richtig, daß aus den festgestellten Verlet­
zungen zu schließen ist, daß der Angeklagte kräftig 
zugeschlagen hat. Daraus ergibt sich aber nicht, daß 
er in Überschreitung seiner Verteidigungsrechte gehan­
delt hat. Er hat mit einfacher körperlicher Gewalt 
einen gleichartigen Angriff abgewehrt.
Der Eintritt des Knochenbruchs war bei einer solchen 
Abwehr nicht die zwangsläufige Folge. Das Vorgehen 
des Angeklagten ist daher als Notwehr im Sinne des 
§ 17 Abs. 1 StGB zu beurteilen, und der Angeklagte war 
gemäß § 244 Abs. 1 StPO freizusprechen.

A n m e r k u n g :

Die vorstehenden Urteile des Obersten Gerichts und 
des Bezirksgerichts Cottbus beweisen erneut, daß die 
Notwehrproblematik besonders dann, wenn bei der 
Abwehr eines Angriffs 'schwere Verletzungen beim An­
greifer entstanden sind, den Gerichten nach wie vor 
Schwierigkeiten bereitet. In diesen Fällen treten die 
Verletzungen des Angreifers, die durch den Angegrif­
fenen verursacht wurden, in den Vordergrund und kön­
nen den Gang der Untersuchung einseitig beeinflus­
sen.
Im Urteil des Obersten Gerichts ist daher wiederum der 
wichtige Grundsatz hervorgehoben worden, daß nur 
eine exakte Feststellung und Analyse des gesamten 
Tatgeschehens die Erkenntnis ermöglicht, aus welcher 
Situation heraus der Angeklagte handelte und welche 
Beweggründe ihn zu Tätlichkeiten veranlaßten, und 
daß die Notwendigkeit und Angemessenheit einer Ver­
teidigungshandlung nicht allein an den beim Angreifer 
eingetretenen Folgen gemessen werden dürfen. Dieser 
Grundsatz bedeutet z. B., daß Faustschläge mit Faust­
schlägen, aber auch auf andere angemessene Weise ab­
gewehrt werden dürfen, selbst wenn dadurch beim 
Angreifer schwerere Verletzungen verursacht werden, 
als beim Angegriffenen entstanden sind.
Dabei versteht sich, daß die Abwehrhandlungen in der 
Intensität und Art sowie unter Berücksichtigung der 
Konstitution von Angreifer und Verteidiger in ange­
messenem Verhältnis zum Angriff stehen müssen. In 
diesem Zusammenhang ist von W i t t e n b e c k /  
S e h r  e i t  e r  („Probleme der Notwehr“, NJ 1969 
S. 634 ff. [637]) richtig hervorgehoben worden, daß aus 
den beim Angreifer eingetretenen Folgen g g f .  Rück­
schlüsse auf die Intensität und die Art der Verteidi­
gung gezogen werden können.
Die Prüfung der Angemessenheit einer Abwehrhand­
lung ist oftmals eine schwierige Aufgabe, so daß vom 
Gericht ein methodisch richtiges Herangehen verlangt 
werden muß. Beide vorstehend veröffentlichten Ent­
scheidungen verdeutlichen, daß nur strenge Objekti­
vität bei der Beurteilung des Tatgeschehens zu einem 
richtigen Ergebnis führen kann. So mußte das Oberste 
Gericht dem Kreisgericht den Vorwurf machen, daß es 
die letzte Phase des Geschehens, die beiden Schläge 
gegen den Angreifer, von der gesamten Situation los­
gelöst betrachtet und daher den Zusammenhang der 
Phasen im Verhalten des Angreifers sowie dessen sich 
steigernde Gewalttätigkeit in ihrer Gefährlichkeit nicht 
ausreichend erkannt hat.
Eine der entscheidenden Fragen in der Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts zur Notwehrproblematik war 
stets die nach der Verhältnismäßigkeit von Angriff und

Verteidigung. Immer wieder wurde betont, daß solche 
Verteidigungsmittel und -methoden angemessen sind, 
die zur Abwehr des konkreten Angriffs, seines Aus­
maßes und seiner Gefährlichkeit für den Angegriffenen 
erforderlich waren (vgl. OG, Urteil vom 29. November
1968 — 5 Zst 16/68 — NJ 1969 S. 88). Der Angegriffene 
darf auch diejenige Verteidigungsart anwenden, die am 
wirksamsten den Angriff abzuwehren geeignet ist. Die 
Geeignetheit einer Verteidigungshandlung darf jedoch 
nicht von den konkreten Umständen des Angriffs los­
gelöst betrachtet werden. Sie muß stets eine Beziehung 
zur Gefährlichkeit des Angriffs aufweisen.
Das Oberste Gericht hat die Gerichte darauf hingewie­
sen, daß sie nicht von den eingetretenen Verletzungen 
beim Angreifer und beim Angegriffenen ausgehen und 
sie nicht gegenüberstellen dürfen. In diesem Zusam­
menhang ist wiederholt ausgesprochen worden, daß die 
Abwehr für den Angreifer dieselbe Gefahr, folglich 
auch solche Verletzungsmöglichkeiten hervorrufen darf, 
wie sie dem Angegriffenen drohen. In den konkreten 
Fällen ging es gerade darum, daß die Gerichte selbst 
diese Verhältnismäßigkeit nicht erkannt und die Ge­
fährlichkeit des Angriffs unterschätzt hatten. B e i n  
(„Zur Angemessenheit einer Notwehrhandlung“, NJ 
1973 S. 146 f f . )  hat aber mit Recht darauf hingewiesen, 
daß der durch die Verteidigungshandlung drohende 
Schaden schwerwiegender sein kann als der durch die 
Angriffshandlung drohende; es darf nur kein krasses 
Mißverhältnis bestehen.
Aber auch der Begriff der Gefahr läßt einen geeigne­
ten Spielraum für die Prüfung der Angemessenheit 
einer Notwehrhandlung zu. So schließt z. B. die An­
wendung von Stichwaffen oder anderen gefährlichen 
Mitteln durch den Angreifenden oftmals eine reale 
Lebensgefahr für den Angegriffenen ein, so daß für die 
Verhältnismäßigkeit der Verteidigungshandlung ein 
breiter Raum besteht. Keinesfalls darf eine Einengung 
des Notwehrrechts zugelassen oder aus Urteilen des 
Obersten Gerichts hergeleitet werden, wie das Bein bei 
der Kritik von Entscheidungen befürchtet. Es ist ihm 
zuzustimmen, daß Angriffshandlungen, durch die der 
Angegriffene schwere körperliche Verletzungen erlei­
den kann, mit Verteidigungshandlungen abgewendet 
werden dürfen, die das Leben des Angreifers gefähr­
den. Richtig ist auch sein Hinweis, daß die Tötung des 
Angreifers als Verteidigungsmethode nur unter be­
stimmten Ausnahmezuständen zulässig ist, wenn z. B. 
das Leben des Angegriffenen unmittelbar durch den 
Angriff bedroht ist. Ob diese Voraussetzungen im Ein­
zelfall gegeben sind, ist stets eine Tatfrage, wie auch 
die von Bein kritisierte Entscheidung des Obersten Ge­
richts zeigt.
Wittenbeck/Sehreiter haben bereits darauf hingewiesen, 
daß die für den Angegriffenen entstandene Frage nach 
der Voraussicht der drohenden Folgen und damit der 
Gefährlichkeit des Angriffs oftmals kompliziert ist (NJ
1969 S. 637). Es muß folglich immer die konkrete Le­
benssituation gesehen werden. Dem Angegriffenen sind 
solche weitreichenden Überlegungen, wie sie bei der 
nachträglichen Betrachtung — mit zeitlichem Abstand 
vom Geschehen — angestellt werden können, meistens 
nicht möglich. Die aufgehobenen Urteile zeigen, daß die 
Gerichte mitunter zu hohe Anforderungen an die sich 
Verteidigenden stellen. Das Oberste Gericht hat in zahl­
reichen Fällen auf Fehlerquellen bei der rechtlichen 
Beurteilung derartiger Geschehen hingewiesen (vgl. 
OG, Urteil vom 3. November 1967 — 5 Zst 22/67 — NJ
1968 S. 126; Urteil vom 12. Januar 1968 — 5 Zst 30/67 — 
NJ 1968 S. 285; Urteil vom 16. September 1968 — 5 Zst 
11/68 — NJ 1968 S. 665; Urteil vom 29. November 1968 
- 5 Zst 16/68 - NJ 1969 S. 88; Urteil vom 17. Oktober
1969 - 5 Zst 8/69 - NJ 1969 S. 746; Urteil vom 31. Ok-
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